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(Nr. 10007.) Geſetz, betreffend die Bildung von Parochialverbänden in der Provinz 
Schleswig-Holſtein. Vom 25. Juni 1898. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, 
für die Provinz Schleswig-Holſtein, was folgt: ) 


$.1. 
Die nach dem anliegenden Kirchengeſetze, betreffend die Bildung von 
, Parochialverbänden, vom 25. Juni 1898 zu bildenden Geſammtverbände können 
Rechte, namentlich auch an Grundſtücken, erwerben und Verbindlichkeiten ein 
gehen, insbeſondere auch Anleihen aufnehmen, klagen und verklagt werden. 

Die Anleihen dürfen nur zur Erwerbung von Grundſtücken, ſowie zur 
Errichtung neuer kirchlicher Gebäude und Einrichtung von Begräbnißplätzen ver- 
wendet werden. 

2. 

Die Verbandsvertretungen der Geſammtverbände und deren Organe üben 
die im Artikel I §. 2 Abſatz 2 und Artikel II des Kirchengeſetzes gedachten Rechte 
in Betreff der Vermögensverwaltung ihrer Verbände und der Vertretung der⸗ 
ſelben in vermögensrechtlicher Beziehung. 

Die zur Ausübung dieſer Rechte erforderlichen Beſchlüſſe werden Dritten 
gegenüber nach Artikel I §. 2 Abſatz 2 des Kirchengeſetzes feſtgeſtellt. f 
§. 3. 

Das Kirchengeſetz kann ohne Beſtätigung durch ein Staatsgeſetz nicht ab— 
geändert werden. 

§. 4. 

Die Anordnung, durch welche die im Kirchengeſetze bezeichneten Rechte und 
Pflichten ganz oder theilweiſe einem Geſammtverbande übertragen werden „bedarf 
der Genehmigung der Staatsbehörde. 
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Die nach Artikel I. §. 3 des Kirchengeſetzes zu erlaſſenden Regulative be⸗ 
dürfen der vorgängigen Anerkennung der Staatsbehörde, daß die entworfenen 
Beſtimmungen dieſem Geſetze nicht zuwider ſind. 


ne ER SD: 

Auf die Beſchlüſſe über Umlagen (Artikel II Nr. 4 des Kirchengeſetzes) 
finden die entſprechenden Vorſchriften des Artikels 3 des Geſetzes vom 6. April 1878 
(Geſetz-Samml. S. 145) Anwendung. 

Soll die Umlage, ſoweit ſie zu anderen Zwecken, als zum Erſatz für auf⸗ 
gehobene Stolgebühren oder zur Berichtigung des Antheils aller Gemeinden des 
Verbandes an den Bropfteis(Kreiß-) und Geſammt⸗Synodalkoſten, ſowie an den 
für kirchliche Zwecke der Provinz ausgeſchriebenen Umlagen dient, zehn Prozent 
der Summe der von den pflichtigen Gemeindegliedern jährlich an den Staat zu 
entrichtenden Einkommenſteuer überſteigen, ſo bedarf es der Genehmigung der 
Staatsbehörde. 

Im Uebrigen bewendet es, insbeſondere wegen der Genehmigung der ſtaat— 
lichen Aufſichtsbehörde zu den Beſchlüſſen der Verbandsvertretungen, bei den 
Vorſchriften der Artikel 32 und 35 Abſatz 1 des Geſetzes vom 6. April 1878. 

Die im Artikel 32 a. a. O. vorgeſchriebene ſtaatliche Genehmigung iſt nicht 
erforderlich, wenn der Erwerb von Grundeigenthum im Falle einer Zwangs⸗ 
verſteigerung zur Sicherung in das Grundbuch eingetragener Forderungen erfolgt. 


§. 6. 

Weigern ſich die Verbandsvertretungen, geſetzliche Leiſtungen, welche aus 
der Verbandskaſſe zu beſtreiten ſind, auf den Etat zu bringen, feſtzuſetzen oder 
zu genehmigen, ſo findet Artikel 35 des Geſetzes vom 6. April 1878 ſinngemäße 
Anwendung. f 


§. 7. 
Durch Königliche Verordnung werden diejenigen Staatsbehörden bezeichnet, 
welche die in den $$. 4, 5 und 6 erwähnten Rechte auszuüben haben. 


$. 8. 
Alle dieſem Geſetze und dem anliegenden Kirchengeſetze entgegenſtehenden 
Beſtimmungen werden aufgehoben. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Kiel, an Bord M. Y. „Hohenzollern“, den 25. Juni 1898. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt zu Hohenlohe. v. Miquel. Thielen. Boſſe. Frhr. v. Hammerſtein. 
Schönſtedt. Frhr. v. d. Recke. Brefeld. Gr. v. Poſadowsky. v. Bülow. 
Tirpitz. 
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„ 
Anlage. 


Kirchengeſetz, 
betreffend 
die Bildung von Parochialverbänden in der Provinz Schleswig-Holftein. 
Vom 25. Juni 1898. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Koͤnig von Preußen xc. 


verordnen, mit Zuſtimmung der Geſammtſynode der evangeliſch-lutheriſchen Kirche 
der Provinz Schleswig-Holjtein für dieſe Kirche, was folgt: 


Artikel J. 
ei 


In Ortſchaften, welche mehrere, unter einem gemeinſamen Pfarramte nicht 
verbundene Parochien umfaſſen, können die im Artikel II dieſes Geſetzes bezeich- 
neten Rechte und Pflichten ganz oder theilweiſe einem aus einigen oder ſämmtlichen 
Kirchengemeinden der betreffenden Ortſchaft, geeignetenfalls unter Einbeziehung 
angrenzender Kirchengemeinden gebildeten Parochialverbande übertragen werden. 

Die Bildung des Parochialverbandes erfolgt durch das Konſiſtorium unter 
Theilnahme der Mitglieder des Ausſchuſſes der Geſammtſynode und erfordert die 
Zuſtimmung aller betheiligten Gemeinden oder, falls die Seelenzahl der ihr zu⸗ 
ſtimmenden Gemeinden wenigſtens die Hälfte der Geſammtſeelenzahl des zu bil⸗ 
denden Parochialverbandes beträgt, die Genehmigung der Geſammtſynode. 


§. 2. 

Die dem Parochialverbande übertragenen Befugniſſe und Verpflichtungen 
werden von einer beſonderen Verbandsvertretung ausgeübt, welche aus den Vor⸗ 
ſitzenden der Kirchenvorſtände ſämmtlicher Verbandsgemeinden und der mindeſtens 
doppelten Anzahl gewählter Mitglieder zu bilden iſt. Letztere ſind von den 
Kirchenkollegien der einzelnen Gemeinden aus den jeweiligen Aelteſten und Ver⸗ 
tretern der betreffenden Gemeinden auf die Dauer ihres Hauptamtes zu wählen. 

Ein Ausſchuß der Verbandsvertretung vertritt den Parochialverband in ver- 
mögensrechtlicher Beziehung, in ſtreitigen wie in nicht ſtreitigen Rechtsſachen nach 

(Nr. 10007.) 


\ 


— 165 


Außen und verwaltet deſſen Vermögen nach Maßgabe der Beſchlüſſe der Ver⸗ 
bandsvertretung. Urkunden über Rechtsgeſchäfte, welche den Parochialverband 
gegen Dritte verpflichten ſollen, insbeſondere Vollmachten, müſſen unter Anführung 
des betreffenden Beſchluſſes der Verbandsvertretung beziehungsweiſe des Ausſchuſſes 
von dem Vorſitzenden und zwei Mitgliedern des Ausſchuſſes unterſchrieben und 
mit dem Siegel des Ausſchuſſes verſehen ſein. Hierdurch wird Dritten gegenüber 
die ordnungsmäßige Faſſung der Beſchlüſſe der Verbandsvertretung, ſowie ihres 
Ausſchuſſes feſtgeſtellt, ſo daß es eines Nachweiſes der einzelnen Erforderniſſe der⸗ 
ſelben nicht bedarf. Durch das Regulativ (F. 3) können auch die Befugniſſe des 
Ausſchuſſes auf die Verbandsvertretung ſelbſt übertragen werden. In dieſem 
Falle finden die auf den Ausſchuß bezüglichen vorſtehenden Beſtimmungen auf 
die Verbandsvertretung ſinngemäße Anwendung. 


5 | §. 3. 

Die näheren Beſtimmungen über die Einrichtung und Geſchäftsführung 
der Verbandsvertretung und ihres Ausſchuſſes werden im einzelnen Falle durch 
ein vom Konſiſtorium unter Theilnahme der Mitglieder des Ausſchuſſes der 
Geſammtſynode zu erlaſſendes Regulativ feſtgeſetzt. 


Artikel II. 
Einem Parochialverbande können übertragen werden: 
1) die Rechte, welche nach F. 5 Abſatz 2 der Kirchengemeinde- und 
Synodalordnung vom 4. November 1876 den vereinigten Kirchen⸗ 
vorſtänden und Kirchenkollegien oder deren Ausſchüſſen zuſtehen, in 
Städten auch die bisherigen gemeinſamen Befugniſſe und Verbindlich⸗ 
keiten der vereinigten Gemeinden; 
die Verpflichtung, unbeſchadet der Rechte und Pflichten der Aufſichts⸗ 
behörden und der einzelnen Kirchengemeinden, eine ausreichende Aus⸗ 
ſtattung der Verbandsgemeinden mit äußeren kirchlichen Einrichtungen, 
insbeſondere Pfarrſtellen, kirchlichen Gebäuden, Begräbnißplätzen, zu 
fördern; : 
die Verpflichtung, den einzelnen Kirchengemeinden diejenigen Mittel zu 
gewähren, welche fie zur Erfüllung der ihnen obliegenden geſetzlichen 
Leiſtungen bedürfen und in Ermangelung zulänglichen Kirchenvermögens 
und dritter Verpflichteter (Patron, Stadtgemeinde ꝛc.) ſich nicht ohne 
Umlage verſchaffen können; 
die Befugniß, Rechte, namentlich auch an Grundſtücken, zu erwerben 
und Verbindlichkeiten einzugehen, insbeſondere auch Anleihen aufzu— 
nehmen, zu klagen und verklagt zu werden und die Mittel, welche er 
zur Erfüllung ſeiner Aufgaben bedarf, ſoweit nicht andere Einnahmen 
zu Gebote ſtehen, ſich durch Umlagen zu beſchaffen. In dieſem Falle 
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werden die Umlagen unmittelbar auf die Gemeindeglieder ſämmtlicher 
Kirchengemeinden des Parochialverbandes vertheilt und müſſen gleich- 
zeitig in allen Gemeinden des Verbandes nach gleichem Maßſtabe er- 
hoben werden. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Kiel, an Bord M. Y. „Hohenzollern“, den 25. Juni 1898. 


(L. S.) Wilhelm. 
Boſſe. 


(Nr. 10008.) Geſetz, betreffend die Bewilligung weiterer Staatsmittel zur Verbeſſerung der 
Wohnungsverhältniſſe von Arbeitern, die in ſtaatlichen Betrieben beſchäftigt 
find, und von gering beſoldeten Staatsbeamten. Vom 2. Juli 1898. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 
sel 


Der Staatsregierung wird ein weiterer Betrag von fünf Millionen Mark 
zur Verwendung nach Maßgabe des Geſetzes vom 13. Auguſt 1895 (eſetz— 
Samml. S. 521) — betreffend die Bewilligung von Staatsmitteln zur Ver⸗ 
beſſerung der Wohnungsverhältniſſe von Arbeitern, die in ſtaatlichen Betrieben 
beſchäftigt ſind, und von gering beſoldeten Staatsbeamten — zur Verfügung 
geſtellt. 

$. 2. 

Zur Bereitſtellung der im F. 1 gedachten fünf Millionen Mark iſt eine 
Anleihe durch Veräußerung eines entſprechenden Betrages von Schuldverſchreibungen 
aufzunehmen. 

Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins⸗ 
fuße, zu welchen Bedingungen der Kündigung und zu welchen Kurſen die 
Schuldverſchreibungen veräußert werden ſollen, beſtimmt der Finanzminiſter. 

Im Uebrigen kommen wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe und 
wegen Verjährung der Zinſen die Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 
1869 Geſetz-Samml. S. 1197) und des Geſetzes vom 8. März 1897 Geſetz⸗ 
Samml. S. 43) zur Anwendung. 
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§. 3. 


Dem Landtage iſt bei deſſen nächſter regelmäßiger Zuſammenkunft über 
die Ausführung dieſes Geſetzes Rechenſchaft zu geben. 


Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Travemünde, an Bord M. Y. „Hohenzollern“, den 2. Juli 1898. 


(JL. S.) Wilhelm. 


Fürſt zu Hohenlohe. v. Miquel. Thielen. Frhr. v. Hammerſtein. 
Schönſtedt Frhr. v. d. Recke. Brefeld. Gr. v. Poſadowsky. v. Bülow. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerel. 


